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Neuigkeiten aus der europäischen Umweltpolitik: Luftreinhalterichtlinie 

 
I. Hintergrund 
Die Richtlinie über die Luftqualität und saubere Luft für Europa sowie die Thematische Strategie 

zur Luftreinhaltung (KOM (2005) 446) haben das Ziel, die Luftqualität in Europa weiter zu 
verbessern. Bei der Reduzierung der wichtigsten Luftschadstoffe wurde in Europa in den letzten 
Jahrzehnten bereits viel erreicht. 
Die Richtlinie fasst im Sinne der „Better-Regulation-Initiative“ fünf einzelne Rechtsvorschriften 

(Tochterrichtlinien zu verschiedenen Einzelschadstoffen) zu einer einzigen Richtlinie zusammen 

und ändert die geltenden Bestimmungen zum Teil umfassend ab. Eine dieser Tochterrichtlinien ist 

auch die sog. Feinstaubrichtlinie, die die Tages- und Jahresgrenzwerte für PM 10 (Particulate 

Matter = Staubpartikel kleiner als 10 Mikrogramm) festlegt.  

 
Bewertung  
Wir sollten auch weiterhin das Ziel haben, die Luftqualität kontinuierlich zu verbessern,  um die 

menschliche Gesundheit zu schützen. 

Ich setze mich allerdings für realistische Grenzwerte ein, die auch die Leistungsfähigkeit der 
Kommunen, Regionen sowie der Industrie berücksichtigen und auf einer ausreichenden 
Datengrundlage basieren. Für einzelne Gebiete mit besonderen, schwierigen  Bedingungen ist 

ausreichend Flexibilität vorzusehen. 

Unser Ziel muss es sein, die Schadstoffe an der Quelle zu bekämpfen. Statt aufwendiger 

Messungen der Immissionen und der Aufstellung neuer Grenzwerte müssen wir die Emissionen 
nachhaltig und – auch effektiver als in der Thematischen Strategie vorgeschlagen –  reduzieren.  

Zu folgenden Gesetzgebungsprojekten liegen noch keine konkreten Vorschläge der Kommission 

vor: Euro 6 für LKW, die Revision der NEC-Richtlinie oder Regelungen über 

Kleinfeuerungsanlagen. Hier hätte die Kommission schon konkrete oder ambitioniertere 

Gesetzesvorschläge vorlegen müssen, bevor sie wieder neue Grenzwerte für PM 2,5 (Particulate 

Matter = Feinstaubpartikel kleiner als 2,5 Mikrogramm) aufstellt.  
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II. Überblick über Änderungsanträge 
 
PM 10  

Art. 13, Annex 11 

Statt panikmachender Tagesgrenzwerte  
ein ambitionierterer Jahresgrenzwert und damit Schwerpunkt auf 
langfristigen Maßnahmen 
(Dazwischen besteht für mich ein notwendiger Zusammenhang.)  

PM 5,2  

Art. 15, Annex 14 

- Statt einer verbindlichen Konzentrationsobergrenze von 25 μg/m³ ab 
2010 sollte für PM 2,5 ein Zielwert für 2010 festgesetzt werden, da für die 
Kleinstpartikel noch keine ausreichende Datengrundlage vorhanden ist. 

 
- Das einheitliche 20% -Reduktionsziel für den Zeitraum 2010-2020 ist 
nicht sachgerecht. Es sollten differenziert nach dem jeweiligen 
Ausgangsniveau für jeden Mitgliedstaat unterschiedliche Zielwerte 
festgesetzt werden. 

 
- Ziel muss es sein, Doppelmessungen von PM 10 und PM 2,5 so gering 
wie möglich zu halten. Daher setze ich mich dafür ein, die Messstationen 
für PM 2,5 im Vergleich zum Vorschlag der Kommission um rund 50 % zu 
verringern. 

 Dabei soll auch verstärkt auf Modellmessungen und – rechnungen 
zurückgegriffen werden.  

 
Fristverlängerung 
um 5 + 5 Jahre 
Art. 20 

Erweiterte Flexibilität für Gebiete mit schwierigen Bedingungen, die 
auch 5 Jahre nach Inkrafttreten der Richtlinie die Grenzwerte nicht 
einhalten können.  
Die Frist sollte insbesondere dann verlängert werden, wenn die 
Kommission noch keine konkreten Gesetzesvorschläge für 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Emissionen an der Quelle, insbesondere 
die in der Thematischen Strategie aufgeführten Maßnahmen wie Euro 6 für 
LKW, Revision der NEC-Richtlinie, Regelung zu Kleinfeuerungsanlagen 
vorgelegt hat. 
Nach Ablauf der 5 Jahre sollte bei Bedarf unter strengen Voraussetzungen 
eine nochmalige Fristverlängerung um 5 Jahre möglich sein. 

Natürliche Quellen 
Art. 19 

Definition von „natürliche Quellen“ muss noch erfolgen. 

Revision 
Art. 30 

Überprüfung der gesamten Richtlinie anhand von wissenschaftlichen 
Erkenntnissen vor allem im Hinblick  
auf den Zusammenhang zwischen Höhe der Grenzwerte und 
vorgeschlagenen Maßnahmen auf europäischer Ebene. 
 

 

 

III. Ausführliche Erläuterungen zu den Änderungsanträgen 

1. PM 10 

a) Kommissionsentwurf 
 
Die Kommission schlägt die Beibehaltung des Jahres- und des Tagesgrenzwertes für PM 10 

vor:  

- Im Jahresmittel darf der Wert von 40 μg/m³ Luft nicht überschritten werden. 

- Der Tagesmittelwert von 50 μg/m³ darf pro Kalenderjahr nicht mehr als an 35 Tagen 

überschritten werden. 
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b) Mein Vorschlag 
Ziel muss es sein, die Luftqualität durch die Reduzierung der Hintergrundbelastung dauerhaft 
und langfristig zu verbessern.  

Deshalb schlage ich vor, dass wir uns auf europäischer Ebene auf die Messung des 
Jahresgrenzwertes konzentrieren und diesen auch etwas ambitionierter gestalten. Dafür – und 

dazwischen besteht für mich ein notwendiger Zusammenhang – sollten wir die 
panikmachenden Tagesgrenzwerte abschaffen, die lediglich kurzfristigen Aktionismus auslösen 

und die Kommunen bevormunden. 

 
Folgende Argumente sprechen gegen die Tagesgrenzwerte und dafür, den Fokus auf 

langfristige Maßnahmen und die Einhaltung der Jahresmittelwerte zu legen: 

 

- Die Zahl von 35 Überschreitungen pro Jahr ist wissenschaftlich keinesfalls begründet. Sie 

ist im Mitentscheidungsverfahren aus politischen Gründen entstanden und basiert nicht auf 

wissenschaftlichen Studien.  

- In vielen Ballungsgebieten gab es große Probleme, diese ausschließlich politisch motivierte 

maximal zulässige Anzahl von 35 Überschreitungen pro Jahr einzuhalten. Der 

Jahresmittelwert konnte hingegen an den meisten Messtationen eingehalten werden. 

- Bei der 35. Überschreitung setzte teilweise eine übertriebene Hysterie in der Bevölkerung ein. 

- Die nationale und kommunale Politik reagierte darauf mit kurzfristigem Aktionismus, der 

aber nicht zu einer dauerhaften Verbesserung der Luftqualität beitrug. 

- Es ist unzutreffend, zu glauben, dass bis zu der 34. Überschreitung des Tagesgrenzwertes 

die Luftqualität unbedenklich ist, bei der 35. Überschreitung aber die Luftqualität 

lebensbedrohlich wird. 

- Die unterschiedlichen Grenzwerte – Tagesgrenzwerte und Jahresmittelwerte –  brauchen wir 

außerdem nur dann, wenn wir daran auch unterschiedliche Maßnahmen knüpfen und wenn 

kurzfristige Maßnahmen überhaupt effektiv sind. 

- Nach einer Studie des Fraunhoferinstituts1 reduzieren kurzfristige Maßnahmen (wie z. B. 

Smogalarm oder Verkehrssperrungen) nur mit erheblichem und unverhältnismäßig hohem 
Aufwand das Risiko einer Grenzwertüberschreitung. Verkehrssperrungen müssten 

mehrtägig und großflächig erfolgen und alle Verkehrsteilnehmer mit einbeziehen. 

                                                 
1 Studie des Fraunhofer Instituts für Verkehrs- und Infrastruktursysteme, „Auswirkungen      
     ordnungsrechtlicher Verkehrsmaßnahmen auf die lokale Feinstaubbelastung unter  
     Berücksichtigung meteorologischer Einflüsse“, Dresden, Februar 2006; S. 51ff.  (S. 62). 
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- Es gibt z. B. Städte, wo die höchsten Belastungswerte an Sonntagen gemessen werden, 

obwohl das Verkehrsaufkommen an den entsprechenden Tagen sehr gering war. Dies 

bestätigt auch die Studie, nach der ein Großteil der Tagesgrenzwertüberschreitungen pro 

Jahr allein durch die natürlichen Immissionen und durch nicht zu beeinflussende 

Inversionswetterlagen verursacht wird2.  

- Die kurzfristigen Maßnahmen sind somit ineffektiv und auch immer nur eine Reaktion im 
Nachhinein. Nach der Studie ist die Einhaltung der Grenzwerte effektiver und allein durch 
langfristige Maßnahmen (wie z. B. Umweltzonen, Euro 5-Normen und Regelungen zu 

Kleinfeuerungsanlagen) möglich3. Mit den langfristigen Maßnahmen bekämpfen wir die 

Tagesgrenzwertüberschreitungen zudem schon im Voraus. 

- Außerdem müssen wir den Kommunen und den Mitgliedstaaten die notwendige Flexibilität 
gewähren! Ich möchte auch den Kommunen „die Luft zum Atmen lassen“! Die Kommunen 

können am besten entscheiden, welche lokale, auch kurzfristige Maßnahme für sie vor Ort 

am sinnvollsten ist, wie z.B. Umweltzonen oder Durchfahrverbote.  

 
 
Ergebnis: 

Auf europäischer Ebene sollten wir uns deshalb vor allem auf langfristige Maßnahmen und den 
Jahresmittelwert konzentrieren und den Kommunen durch die Tagesgrenzwerte keine 
kurzfristigen Aktionen vorschreiben. 

Wenn wir den Jahresgrenzwert etwas ambitionierter gestalten, erreichen wir für den 

Gesundheitsschutz mehr und verbessern die Luftqualität langfristig und nachhaltig.  

Deshalb: Besser ein etwas ambitionierterer Jahresgrenzwert als panikmachende 
Tagesgrenzwerte!  
 

2. PM 2,5 

a) Kommissionsvorschlag 

Hauptänderung des Vorschlags ist die Einführung eines neuen Standards für Feinstaub 
(Partikel der Größe PM 2,5) neben dem bisherigen Standard (Partikel der Größe PM 10).  

Die Kommission schlägt einen neuen Standard für PM 2,5 vor, da diese Teilchengröße tief in die 
menschlichen Lungen eindringt und damit belastender für die menschliche Gesundheit sei. 

Danach sollen parallel zu den PM 10-Messungen auch PM 2,5-Messungen durchgeführt werden.  

                                                 
2     Studie des Fraunhofer Instituts für Verkehrs- und Infrastruktursysteme, S. 62. 
3     Studie des Fraunhofer Instituts für Verkehrs- und Infrastruktursysteme, S. 62. 
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Für PM 2,5  soll 

- ab 2010 eine verbindliche Konzentrationsobergrenze von 25 μg/m³ gelten, 

- für jeden Mitgliedstaat einheitlich von 2010 bis 2020 der gemessene Wert für PM 2,5  um 

20% verringert werden (Zielwert). 
 

b) Mein Vorschlag  
- Für PM 2,5 sollte kein verpflichtender Grenzwert ab 2010 eingeführt werden, da dafür die 

momentane Datenlage noch nicht ausreichend ist.  

- Wir sollten nicht den gleichen Fehler wie bei PM 10 machen, verbindliche Grenzwerte 

einzuführen, ohne über ausreichende Daten zu verfügen. Stattdessen sollte zunächst ein 

Zielwert für PM 2,5 eingeführt werden, der möglichst bis 2010 zu erreichen ist. 

- Das einheitliche Reduktionsziel von 20 % für alle Mitgliedstaaten ist unrealistisch und 

berücksichtigt nicht die unterschiedlichen Vorleistungen der Mitgliedstaaten. Es ist 

kontraproduktiv, da dadurch diejenigen Mitgliedstaaten benachteiligt werden, die bereits bis 

2010 intensive Reduktionsmaßnahmen erlassen haben. Die Kosten für die weitere Reduktion 

der Partikelkonzentration steigen an, je weniger Partikel noch in der Luft sind. Dies könnte 

dazu führen, dass die Motivation der Mitgliedstaaten, bis 2010 Maßnahmen zur 

PM 2,5-Reduktion zu ergreifen, deutlich gesenkt wird. Daher sollten unterschiedliche 
Zielwerte festgelegt werden, die nach der vorhandenen Luftbelastung differenzieren. 

Staaten mit hoher Luftbelastung sollten einen höheren Zielwert anstreben als Staaten, in 

denen nur eine geringe Luftbelastung besteht.  

- Die Anzahl der Messstationen für PM 2,5 sollte im Vergleich zum Kommissionsvorschlag um 

rund die Hälfte verringert werden, um den Aufwand möglichst gering zu halten und 

unverhältnismäßige Doppelmessungen zu vermeiden. Es ist in Deutschland allerdings 

möglich, einen Teil der bestehenden Messstationen für PM 10 umzurüsten, so dass dort 

PM 2,5 gemessen werden kann4. Außerdem sollten die Messstationen für die neuen 

PM 2,5-Messungen so effektiv und gezielt wie möglich eingesetzt werden5. Es ist zu 

                                                 
4    Nach Auskunft des UBA überschreitet die Anzahl der PM 10-Messstationen in Deutschland die 
     nach der Richtlinie geforderte Zahl und ließe sich insofern grundsätzlich reduzieren  
     bzw. ließen sich einzelne Messstationen auf PM 2,5 umrüsten. Dies würde allerdings 
     eine Umstrukturierung der Messnetze erfordern, damit PM 2,5 auch an so genannten Hot Spots 
     gemessen würde. 
5    Derzeit gibt es nach der Folgenabschätzung der Kommission zur Thematischen Strategie zur   
     Luftreinhaltung rund 1000 Messstellen für PM 10 in ganz Europa. Nach Auskunft des  
     Umweltbundesamtes existieren allein in Deutschland 435 dauerhafte PM 10-Messstationen,  
     dazu kommen nach Schätzung des UBA noch ca. 50 weitere Messstationen auf  
     Länderebene, die nicht über mehrere Jahre am gleichen Ort betrieben werden. 
     Wichtig ist, in der Umsetzung der Richtlinie, wie viele Messstellen an welchen Orten  
     aufgestellt werden. Anhang III der Luftqualitätsrichtlinie schreibt genau vor, welche Kriterien  
     dabei zu berücksichtigen sind. Nach Anhang III A a) 2. sollte der Standort von 
     Probenahmestellen so ausgewählt werden, dass die Messungen sehr kleinräumiger  
     Umweltzustände in unmittelbarer Nähe vermieden wird.  
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berücksichtigen, dass PM 2,5 ein Bestandteil von PM 10 ist. Die Mindestanzahl der Probe-

nahmestellen für die Messungen von PM 2,5 sollte so bemessen werden, dass zunächst 

einmal ausreichend Datenmaterial über die Belastung mit PM 2,5 gesammelt werden kann. 

Dabei ist verstärkt auch auf Modellmessungen und Modellrechnungen auch ausgehend 
von den PM 10-Messungen zurückzugreifen, um unnötige Parallelmessungen zu vermeiden. 

 
3. Fristverlängerung um 5 Jahre 

a) Kommissionsvorschlag 

Der Kommissionsvorschlag räumt die Möglichkeit ein, für einzelne Gebiete, in denen die 

Grenzwerte für Schadstoffbelastungen der Luft noch nicht eingehalten werden können, die Frist 
dazu einmalig um maximal 5 Jahre zu verlängern. Voraussetzung dafür ist, dass die 

Mitgliedstaaten einen Luftreinhalteplan für das betreffende Gebiet vorlegen, aus dem hervorgeht, 

dass die Grenzwerte nach Ablauf der 5 Jahre eingehalten werden.  

 

b) Mein Vorschlag 

Die Möglichkeit der Fristverlängerung für die Einhaltung der Grenzwerte führt zu mehr Flexibilität 
für Ballungsgebiete mit besonders schwierigen Bedingungen und ist deshalb zu begrüßen. 

Allerdings muss der Kommissionsvorschlag zur 5-Jahresfrist noch folgendermaßen geändert 
werden: 

- Ein Problem besteht darin, dass die Mitgliedstaaten für die betroffenen Gebiete die Einhaltung 
der Grenzwerte nach 5 Jahren garantieren müssen.  

- Bestimmte ungünstige Verhältnisse, wie standortspezifische Ausbreitungsbedingungen oder 

ungünstige meteorologische Bedingungen lassen sich nicht allein durch lokale Maßnahmen 
bekämpfen. Daher schlage ich eine Fristverlängerung um 5 Jahre vor, die insbesondere 

dann zu gewähren ist, wenn die betreffenden Gebiete alle erforderlichen und 
verhältnismäßigen Maßnahmen ergriffen haben und die Kommission die in ihrer 

Thematischen Strategie zur Luftreinhaltung aufgeführten Maßnahmen zur Reduzierung 
der Emissionen an der Quelle, wie z. B. Euro 6 für LKW, Revision der NEC-Richtlinie, 

Regelung zu Kleinfeuerungsanlagen, noch nicht auf den Weg gebracht hat.  

- Nach meinem Vorschlag soll eine weitere Verlängerung um 5 Jahre möglich sein, sofern 

sich die Messwerte in dem betreffenden Gebiet kontinuierlich verringert haben. 
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4. Natürliche Quellen 

a) Kommissionsvorschlag 

Für den Fall, dass Schadstoffe aus natürlichen Quellen (etwa Seesalz Vulkanausbrüche, 

atmosphärischer Transport natürlicher Partikel aus Trockengebieten) zu der Überschreitung der 

Grenzwerte beitragen, kann dieser Anteil nach dem Vorschlag aus den gemessenen Werten 
herausgerechnet werden.  

 
b) Mein Vorschlag  

Die Möglichkeit, Emissionen aus natürlichen Quellen unberücksichtigt zu lassen, erhöht die 

Flexibilität und ist zu begrüßen. Der Begriff der natürlichen Quellen sollte allerdings in der 
Richtlinie definiert werden, um Auslegungsschwierigkeiten zu verhindern.  

 

5. Revision 

a) Kommissionsvorschlag 

Der Vorschlag sieht vor, dass die Kommission innerhalb von 5 Jahren die Vorschriften zu 
PM 2,5 überprüft.  
 

b) Mein Vorschlag  

Diese Überprüfung der Kommission ist zu eng gefasst, eine Überprüfung sollte sich auf die 
ganze Richtlinie erstrecken. Es sollte insgesamt überprüft werden, inwieweit die Grenz- und 
Zielwerte realistisch und einhaltbar sind. Vor allem sollte überprüft werden, inwieweit die in der 
Thematischen Strategie vorgeschlagenen Maßnahmen dazu geeignet sind, die angestrebten 

Werte zu erreichen.  
Zudem sollte die Korrelation zwischen Tages- und Jahresgrenzwerten für PM 10 überprüft und 

neueste wissenschaftliche Erkenntnisse berücksichtigt werden. 

 

IV. Zeitplan (1. Lesung) 

Frist Änderungsanträge:    04.05.2006 
Abstimmung Umweltausschuss:   29./ 30.05.2006 
Abstimmung Plenum:     Juni 2006 
Berichterstatter:     Holger Krahmer (ALDE) 
Schattenberichterstatterin:    Anja Weisgerber (EVP) 
Schattenberichterstatterin:    Dorette Corbey (PSE) 
Schattenberichterstatterin:    Satu Hassi (Grüne)  
 


